
Interfraktioneller Antrag zur Aufnahme von Flüchtlingen 

Die Stadt Tübingen setzt sich gegenüber der Landesregierung und der 
Bundesregierung für die legale Aufnahme von Geflüchteten ein und bietet dazu 
selbst zusätzliche Aufnahmeplätze an. 

Die Stadt Tübingen bietet der Bundesregierung und der Landesregierung 
unverzüglich 20 zusätzliche Aufnahmeplätze für besonders hilfsbedürftige Personen 
wie Familien mit Kindern in prekären humanitären Situationen in den griechischen 
Lagern an und sichert deren Unterbringung und Versorgung in Einrichtungen im 
Stadtgebiet zu, und zwar über die gesetzliche Verpflichtungen hinaus.  

Die Stadt Tübingen bietet der Bundesregierung und der Landesregierung 
unverzüglich zehn zusätzliche Aufnahmeplätze für unbegleitete minderjährige 
Geflüchtete aus den griechischen Lagern an und sichert deren Unterbringung und 
Versorgung in Einrichtungen im Stadtgebiet zu, und zwar über die gesetzliche 
Verpflichtung hinaus.  

Die Stadt Tübingen sucht aktiv Verbündete unter den anderen 25 Städten und 
Landkreisen in Baden-Württemberg, sie sich zum Sicheren Hafen erklärt haben 
(darunter die Stadt Rottenburg und seit kurzem auch der Landkreis Tübingen), um 
gegenüber der Landesregierung auf ein eigenständiges Landesaufnahmeprogramm 
hinzuwirken. Sowohl das Grundgesetz als auch das einfache Recht gewähren den 
deutschen Bundesländern substantiellen Spielraum, Maßnahmen zur Aufnahme von 
Geflüchteten aus humanitären Notlagen zu ergreifen.1 Das Land Niedersachsen hat 
dementsprechend bereits die Aufnahme eines Kontingents angeboten.  

Begründung: 

Mit Gemeinderatsbeschluss vom 2.Mai 2019 erklärte sich die Universitätsstadt 
Tübingen mittels einer selbstverpflichtenden Erklärung zum Sicheren Hafen. Damit 
solidarisiert sich die Stadt Tübingen öffentlich mit schutzsuchenden Menschen und 
den Zielen der Seebrücke (Vorlage 506/2019). Dieser Beschluss wurde am 
28.November 2019 vom Verwaltungsausschuss zusätzlich bekräftigt durch einen
Beitritt der Stadt zum bundesweiten Städtebündnis „Sichere Häfen“. 
Seit Monaten leben tausende Menschen auf engstem Raum unter 
menschenunwürdigen Umständen auf verschiedenen griechischen Inseln. Die 
Menschen haben zu großen Teilen traumatische Erlebnisse in Kriegsgebieten und auf 
der Flucht selbst hinter sich. Viele von ihnen sind Kinder und Jugendliche unter 18 
Jahren, also besonders schutzbedürftig. Heute, in diesem Moment, befinden sich 
weitere tausende schutzsuchende Menschen im Grenzgebiet zu Griechenland, auf 
Land sowie auf See und werden gewaltvoll, mittels Tränengases und Schallpatronen, 
mit Stacheldrahtzaun und Soldat*Innen davon abgehalten, menschenrechtskonform 
einen Asylantrag stellen zu können. 

1 Vgl. Rechtliche Stellungnahme von DR. Ulrich Karpenstein und Dr. Roya Sangi, M.A.: 

Aufnahme von Flüchtenden aus den Lagern auf den griechischen Inseln durch die deutschen 

Bundesländer - Rechtliche Voraussetzungen und Grenzen. 

Vorlage 533/2020



Die Situation in den überfüllten Lagern ist katastrophal, es fehlt an allem – von 
medizinischer Hilfe bis zu hygienischer Grundversorgung. Gefangen und isoliert auf 
den Inseln sind die Menschen der Corona-Pandemie schutzlos ausgeliefert. Nach 
zähen Verhandlungen wurden im April endlich knapp 50 Kinder aus Griechenland 
nach Deutschland geholt. Von Deutschland liegt seit Juni eine Aufnahmezusage für 
243 Minderjährige Geflüchtete sowie 685 Angehörige ihrer Kernfamilie vor. 

All das ist ein Anfang – aber die Zahl ist angesichts der Realität in den Lagern 
beschämend. Die Menschen dort müssen evakuiert werden. All das ist seit Monaten 
hinreichend bekannt. 

Stellvertretend sei hier der deutsche Entwicklungshilfeminister Gerd Müller zitiert, 
der sich vor kurzen selbst ein Bild von der Situation vor Ort gemacht hat: „Wir 
müssen allen Menschen in den Lagern helfen. Ich empfinde es als eine Schande, 
welche Zustände mitten in Europa akzeptiert werden.“ 

 

Für die Fraktion AL/Grüne  Asli Kücük 
Für die SPD-Fraktion   Dorothea Kliche-Behnke 
Für die Fraktion Tübinger Liste  Reinhard von Brunn 
Für die Linke-Fraktion   Gerlinde Strasdeit 
Für Die Fraktion – Partei, DiB, Huhn Markus Vogt 
Für die FDP-Fraktion   Dietmar Schöning 


